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KN Nr. 4 Änderung in der Zusammensetzung 
der Arbeits- und Dienstrechtlichen 
Kommission 

Ha n nover, den 31. März 2021 

Die Zusammensetzung der Arbeits- und Dienst-
rechtlichen Kommission (Mitteilung vom 18. Okto-
ber 2017 – Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 151, vom 
4. Mai 2018 – Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 26, vom 
16. Juli 2018 - Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 54, 
vom 5. November 2018 - Kirchl. Amtsbl. Hannover  
S. 95, vom 18. Juni 2019 - Kirchl. Amtsbl. Hanno-
ver S. 30 und vom 12. Februar 2021 - Kirchl. Amts-
bl. Hannover S. 7) ändert sich wie folgt:

2.  als Vertreter der Dienstherren und Anstellungs-
träger 

c)  aus der Evangelisch-Lutherischen Kirche in  
Oldenburg: 

 Frau Oberkirchenrätin Dr. Susanne Teich-
manis, Oldenburg, scheidet mit Ablauf des 
31. März 2021 aus der Arbeits- und Dienst-
rechtlichen Kommission aus. 

 
 Herr Kirchenverwaltungsdirektor Udo 

Heinen, Oldenburg, ist mit Wirkung vom  
01. April 2021 in die Arbeits- und Dienstrecht-
liche Kommission entsandt. 

Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen

- Geschäftsstelle -

R  a  d  t  k  e

Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Nr. 16 Personalveränderungen bei den Re-
gionalbischöfen und Regionalbischöf-
innen

Ha n nover, 29. März 2021

Der Regionalbischof des Sprengels Hildesheim, 
Herr Eckhard Gorka, ist mit Ablauf des 28. Februar 
2021 in den Ruhestand getreten.

Der Regionalbischof des Sprengels Lüneburg, 
Herr Dieter Rathing, ist auf seinen Antrag mit Ab-
lauf des 31. März 2021 in den Ruhestand versetzt 
worden.

Das Landeskirchenamt

D r.  Spr inger

Nr. 17 5. Verordnung mit Gesetzeskraft zur 
Änderung der Verordnung mit Ge-
setzeskraft zur Sicherung der Hand-
lungsfähigkeit der kirchlichen Kör-
perschaften 

Vom 15. April 2021

Der Landessynodalausschuss hat aufgrund des 
Artikels 71 der Kirchenverfassung vom 16. Mai 
2019 (Kirchl. Amtsbl. S. 31) die folgende Verord-
nung mit Gesetzeskraft beschlossen:

Artikel 1

Die Verordnung mit Gesetzeskraft zur Siche-
rung der Handlungsfähigkeit der kirchlichen Kör-
perschaften vom 19. März 2020 (Kirchl. Amtsbl.  
S. 74), die zuletzt durch Verordnung mit Gesetzes-
kraft vom 4. März 2021 (Kirchl. Amtsbl. S. 10) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

„§ 2a
Abweichungen von den Bestimmungen 
der Kirchengemeindeordnung (KGO)

(1) Abweichend von § 40 Absatz 1 KGO kann 

I. Gesetze und Verordnungen
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der Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz 
des Kirchenvorstandes auch in offener Wahl 
bestimmt werden, wenn kein anwesendes 
Mitglied diesem Verfahren widerspricht. 

(2) 1Geheime Wahlen im Kirchenvorstand kön-
nen auch als vereinfachte Briefwahl mit 
einem Wahlbrief durchgeführt werden, der 
aus einem Stimmzettel, einem Stimmzet-
telumschlag und einem mit dem Absender 
versehenen Wahlbriefumschlag besteht. 
2Der Stimmzettelumschlag mit dem Stimm-
zettel ist zu verschließen und mit dem 
Wahlbriefumschlag innerhalb einer vom 
Kirchenvorstand bestimmten Frist einem 
vom Kirchenvorstand bestimmten Mitglied 
des Kirchenvorstandes zuzuleiten. 3Bei der 
Auszählung müssen mindestens zwei Mit-
glieder des Kirchenvorstandes anwesend 
sein.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Es wird folgender Absatz 6 eingefügt:
 „(6) 1Geheime Wahlen im Kirchenkreisvor-

stand können auch als vereinfachte Brief-
wahl mit einem Wahlbrief durchgeführt 
werden, der aus einem Stimmzettel, einem 
Stimmzettelumschlag und einem mit dem 
Absender versehenen Wahlbriefumschlag 
besteht. 2Der Stimmzettelumschlag mit dem 
Stimmzettel ist zu verschließen und mit 
dem Wahlbriefumschlag innerhalb einer 
vom Kirchenkreisvorstand bestimmten Frist 
der Superintendentin oder dem Superin-
tendenten zuzuleiten. 3Bei der Auszählung 
müssen mindestens zwei Mitglieder des 
Kirchenkreisvorstandes anwesend sein.“

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

Artikel 2

Diese Verordnung mit Gesetzeskraft tritt am  
16. April 2021 in Kraft. 
 
H a n n o v e r, den 15. April 2021

Der Landesbischof
der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers

M e i s t e r

Nr. 18 Verordnung mit Gesetzeskraft zur Er-
probung eines kompetenzbezogenen 
Modells für die Beurteilung und die 
Personalauswahl in der kirchlichen 
Verwaltung

Vom 15. April 2021

Der Landessynodalausschuss hat aufgrund des 
Artikels 77 Absatz 3 der Kirchenverfassung vom 
16. Mai 2019 (Kirchl. Amtsbl. S. 31) die folgende 
Verordnung mit Gesetzeskraft beschlossen. 

§ 1
Geltungsbereich

(1)  Diese Erprobungsregelung gilt für Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamte im Landeskir-
chenamt, deren Dienstvorgesetzte oder Dienst-
vorgesetzter die Präsidentin oder der Präsident 
des Landeskirchenamtes ist.

(2)  Das Landeskirchenamt kann durch allgemeine 
Verwaltungsvorschriften bestimmen, dass diese 
Erprobungsregelung auch für die Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten in den kirch-
lichen Verwaltungsstellen anzuwenden ist. 

§ 2
Beurteilung

(1)  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im 
Geltungsbereich dieser Erprobungsregelung 
werden abweichend von den Bestimmungen der 
Kirchlichen Laufbahnverordnung nur aus be-
sonderem Anlass beurteilt, insbesondere wäh-
rend des Probedienstes, vor Beförderungen, bei 
Bewerbungen auf Stellen, die mit einem Aus-
wahlverfahren verbunden sind, und auf Antrag 
in besonders begründeten Fällen (Anlassbeur-
teilung).

(2) 1Die Beurteilung erstreckt sich neben der ge-
zeigten Fachkompetenz auf die Persönliche 
Kompetenz, die Sozialkompetenz und die Me-
thodenkompetenz. 2Bei Personen mit Führungs-
verantwortung ist zusätzlich die Führungskom-
petenz zu beurteilen. 3Beurteilungsmaßstab ist 
nicht das Statusamt, sondern der konkret wahr-
genommene Dienstposten.

(3)  Der Beurteilungszeitraum beträgt drei Jahre.
(4)  1Für die Beurteilung sind die Rangstufen 

A: Die Anforderungen werden in besonders 
herausragender Weise übertroffen.

B: Die Anforderungen werden erheblich über-
troffen.

C: Die Anforderungen werden voll erfüllt.
D: Die Anforderungen werden im Wesent-

lichen erfüllt.
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E: Die Anforderungen werden unzureichend 
erfüllt.

 zu verwenden. 2Ein Gesamturteil wird nicht er-
stellt. 

(5)  Das Nähere wird durch eine Beurteilungsricht-
linie des Landeskirchenamtes geregelt.

§ 3
Personalauswahl

1Bei der Besetzung eines Dienstpostens sind Eig-
nung, Befähigung und fachliche Leistung in Bezug 
auf die Kompetenzen zu ermitteln, die für das An-
forderungsprofil des zu besetzenden Dienstpostens 
maßgebend sind. 2Grundlage der Ermittlung ist 
vorrangig ein strukturiertes Auswahlgespräch oder 
ein anderes strukturiertes Auswahlverfahren. 3Be-
urteilungen werden berücksichtigt, soweit sie nach 
§ 2 erstellt wurden oder vergleichbare Aussagen 

über die Kompetenzen enthalten, die für das An-
forderungsprofil des zu besetzenden Dienstpostens 
maßgebend sind.

§ 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Erprobungsregelung tritt am 1. Juni 2021 
in Kraft.

(2) Sie tritt am 31. Dezember 2025 außer Kraft. 

H a n n o v e r, den 15. April 2021

Der Landesbischof
der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers

M e i s t e r

Nr. 19 Bekanntmachung der Grundsätze für 
die Prävention, Intervention, Hilfe und 
Aufarbeitung in Fällen sexualisier-
ter Gewalt in der Evangelisch-luthe-
rischen Landeskirche Hannovers

H a n n o v e r, den 25. März 2021

Nachstehend machen wir die von uns beschlos-
senen Grundsätze für die Prävention, Intervention, 
Hilfe und Aufarbeitung in Fällen sexualisierter Ge-
walt in der Fassung vom 26. Januar 2021 bekannt.

Das Landeskirchenamt

D r.  Spr inger

Grundsätze für die Prävention, 
Intervention, Hilfe und Aufarbeitung 

in Fällen sexualisierter Gewalt
in der Evangelisch-lutherischen 

Landeskirche Hannovers

in der Fassung vom 26. Januar 2021

Als Christinnen und Christen lassen wir uns 
davon leiten, dass alle Menschen als Ebenbilder 
Gottes geschaffen sind. Diese christliche Einsicht, 
auf die wir uns auch in Artikel 2 unserer Kirchen-
verfassung berufen, verpflichtet uns, die Freiheit 
und Würde und damit auch die sexuelle Selbstbe-
stimmung anderer zu achten und zu schützen. Diese 
Verpflichtung prägt unsere Haltung gegenüber allen 
Menschen, denen wir in unserer Arbeit begegnen, 

insbesondere gegenüber Kindern und Jugendlichen 
und gegenüber volljährigen Personen in Abhängig-
keitsverhältnissen sowie in Seelsorge- und Bera-
tungssituationen, mahnt uns, die Bedürfnisse derer, 
die von sexualisierter Gewalt in unserer Kirche be-
troffen sind, in unser Handeln einzubeziehen und 
Betroffene insbesondere an der Aufarbeitung von 
Fällen sexualisierter Gewalt zu beteiligen, ist Aus-
gangspunkt der nachfolgenden Grundsätze für die 
Prävention, Intervention, Hilfen und Aufarbeitung 
in Fällen sexualisierter Gewalt. Bei der Wahrneh-
mung unserer Aufgaben arbeiten wir mit anderen 
gesellschaftlichen Gruppen und Einrichtungen, mit 
anderen Kirchen sowie mit kommunalen und staat-
lichen Stellen, insbesondere mit den Jugendämtern 
und mit den Strafverfolgungsbehörden, zusammen. 

I. Geltungsbereich

Die nachfolgenden Grundsätze gelten verpflich-
tend für die Landeskirche und ihre Einrichtungen 
sowie für alle Kirchengemeinden, Kirchenkreise 
und sonstigen kirchlichen Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts, die unter der Aufsicht der Lan-
deskirche stehen. 

II. Prävention

Prävention zielt zum einen auf eine umfassende 
Sensibilisierung aller Mitarbeitenden. Zum anderen 
umfasst sie die Entwicklung von Strukturen und 
Handlungsanleitungen, die sexualisierte Gewalt 
verhindern sollen.
1. Alle kirchlichen Körperschaften im Geltungs-

II. Verfügungen
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bereich dieser Grundsätze sind verpflichtet, ein 
spezifisches Schutzkonzept zu erstellen; das 
schließt die als Grundlage erforderliche Risi-
ko- und Ressourcenanalyse ein. Die Landeskir-
che berät die kirchlichen Körperschaften unter 
Einbeziehung externen Sachverstandes bei der 
Erstellung von Schutzkonzepten und stellt da-
für Muster und Anleitungen zur Verfügung. 

2. Für alle beruflich und ehrenamtlich Mitar-
beitenden, die in der Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen oder in anderen Obhutsverhält-
nissen tätig sind oder die Leitungsaufgaben 
wahrnehmen, sind Fortbildungsveranstaltungen 
durchzuführen, in denen mindestens folgende 
Kenntnisse und Befähigungen vermittelt 
werden:Grundwissen zum Thema sexualisierte 
Gewalt und zu sexualpädagogischen Fragen, 

 Kenntnisse zum Nähe-Distanz-Verhalten und 
zur grenzachtenden Kommunikation, die Kennt-
nis dieser Grundsätze und der darin geregelten 
Rechte und Pflichten, bei Leitungspersonen zu-
sätzlich die Befähigung zur Erstellung einer Ri-
siko- und Ressourcenanalyse als Grundlage für 
die Entwicklung eines Schutzkonzepts. Für die 
Fortbildung sollen möglichst vorhandene Fort-
bildungsformate genutzt werden. Die Teilnahme 
an der Fortbildung ist verpflichtend. 

3. In den von der Landeskirche verantworteten 
Ausbildungsgängen für kirchliche Berufe sind 
Einheiten zum Thema sexualisierte Gewalt vor-
zusehen, in denen mindestens folgende Kennt-
nisse vermittelt werden: Grundwissen zum 
Thema sexualisierte Gewalt und zu sexualpä-
dagogischen Fragen, Kenntnisse zum Nähe-Di-
stanz-Verhalten und zur grenzachtenden Kom-
munikation, die Kenntnis dieser Grundsätze 
und der darin geregelten Rechte und Pflichten. 

4. Beruflich Mitarbeitende, die in der Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen oder in anderen Ob-
hutsverhältnissen tätig sein sollen, dürfen nur 
eingestellt werden, wenn sie ein Erweitertes 
Führungszeugnis nach § 30a des Bundeszen-
tralregistergesetzes (BZRG) vorlegen und dieses 
Zeugnis keine Eintragung wegen einer Straftat 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung enthält. 
Dasselbe gilt für den Einsatz ehrenamtlich Mit-
arbeitender, wenn Art, Intensität und Dauer des 
Kontakts mit Kindern und Jugendlichen oder 
mit Volljährigen in Abhängigkeitsverhältnissen 
dies notwendig machen. Das Nähere wird durch 
Rundverfügungen des Landeskirchenamtes ge-
regelt. 

5. Die kirchlichen Körperschaften sind verpflich-
tet, spätestens fünf Jahre nach der letzten Vor-
lage erneut die Vorlage eines Erweiterten Füh-
rungszeugnisses zu verlangen. Weitergehende 
Regelungen, die auf staatlichen Vorgaben oder 

auf Vereinbarungen mit den örtlichen Trägern 
der Jugendhilfe beruhen, bleiben unberührt. 

6. Die kirchlichen Körperschaften sollen für be-
ruflich und/oder ehrenamtlich Mitarbeitende 
einrichtungs- oder arbeitsfeldspezifische Ver-
haltenskodices, Selbstverpflichtungserklä-
rungen oder Teamverträge entwickeln, in denen 
die Grundsätze des Schutzes vor sexualisierter 
Gewalt zusammengefasst sind. Das gilt ins-
besondere für Arbeitsbereiche und Personen-
kreise, für die kein Erweitertes Führungszeug-
nis verlangt wird. Die Landeskirche stellt dafür 
Muster zur Verfügung.

III. Intervention

1. Null Toleranz gegenüber den Taten und Trans-
parenz bei der Aufarbeitung sind die Leit-
prinzipien des landeskirchlichen Vorgehens in 
Fällen sexualisierter Gewalt. Das bedeutet ins-
besondere: Anschuldigungen und Verdachts-
momenten ist unverzüglich und konsequent 
nachzugehen. Dasselbe gilt für Hinweise auf tä-
terschützende Strukturen. Soweit weitere Über-
griffe drohen, hat deren Verhinderung oberste 
Priorität. Den Betroffenen, bei Bedarf auch den 
Verdächtigen wird Hilfe und seelsorglicher Bei-
stand angeboten. Die Landeskirche arbeitet eng 
mit den staatlichen Strafverfolgungsbehörden 
zusammen und unterrichtet diese frühzeitig.

2. Beruflich und ehrenamtlich Mitarbeitende sind 
verpflichtet, die zuständige Superintendentin 
oder den zuständigen Superintendenten un-
verzüglich zu unterrichten, wenn zureichende 
tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen 
eines Falles sexualisierter Gewalt vorliegen. Sie 
können sich darüber hinaus an die Fachstelle 
Sexualisierte Gewalt wenden. Anfragen an die 
Fachstelle sind vertraulich zu behandeln und 
können nur auf Wunsch weitergegeben werden.  

3. Die Superintendentinnen und Superintendenten 
sowie die Leitungen der landeskirchlichen Ein-
richtungen sind verpflichtet, Informationen 
über zureichende tatsächliche Anhaltspunkte 
für das Vorliegen eines Falles sexualisierter 
Gewalt unverzüglich dem Landeskirchenamt 
mitzuteilen. 

4. Das Nähere wird durch den landeskirchlichen 
Interventionsplan für Fälle sexualisierter Ge-
walt und anderer schwerwiegender Pflicht-
verletzungen durch kirchliche Mitarbeitende 
geregelt. Bis zum Erlass einer entsprechenden 
Rundverfügung des Landeskirchenamtes gelten 
der landeskirchliche Krisenplan für schwerwie-
gende Amtspflichtverletzungen kirchlicher Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen in der Fassung 
vom 12. Juli 2017 und die Ergänzenden Hand-
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lungsgrundsätze des Landeskirchenamtes vom 
16. März 2010 fort.  

IV. Hilfe

1. Wer sexualisierte Gewalt in einer kirchlichen 
Körperschaft der Landeskirche oder in einer 
der Landeskirche zugeordneten Mitgliedsein-
richtung des Diakonischen Werks evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen e.V. erleidet oder in 
der Vergangenheit erlitten hat, kann sich an 
die landeskirchliche Fachstelle Sexualisierte 
Gewalt oder an die Hotline der unabhängigen 
Zentralen Anlaufstelle.help wenden. 

2. Die Landeskirche bietet Betroffenen sexuali-
sierter Gewalt Beratung und Seelsorge in kirch-
lichen Einrichtungen an. Auf Wunsch wird eine 
Beratung in einer nichtkirchlichen Einrichtung 
vermittelt. 

3. Die Landeskirche bietet Betroffenen sexua-
lisierter Gewalt in einer kirchlichen Körper-
schaft der Landeskirche ohne Anerkennung ei-
ner Rechtspflicht eine finanzielle Unterstützung 
an, die noch andauernde Folgewirkungen der 
sexualisierten Gewalt mildern soll. Im Rahmen 
dieser Unterstützung kommt insbesondere die 
Erstattung folgender Kosten in Betracht, wenn 
eine Finanzierung durch eine andere Stelle, 
insbesondere durch eine gesetzliche oder pri-
vate Krankenversicherung oder eine andere 
Versicherung nicht möglich ist:
 - Kosten einer unabhängigen rechtlichen Be-

ratung,
 - Kosten der Rechtsverfolgung gegenüber den 

Verantwortlichen,
 - Erstattung der Kosten einer Mediation, 
 - Erstattung der Kosten einer Therapie, wenn 

eine anerkannte Therapeutin/ein aner-
kannter Therapeut die Notwendigkeit einer 
Therapie bestätigt,

 - Kosten der Beratung in einer kirchlichen Be-
ratungsstelle oder einer anderen Beratungs-
stelle für Betroffene sexualisierter Gewalt

 - Kosten der Fahrten zu einer Beratungsstelle 
oder zu Therapiestunden. 

 Leistungen, die die Landeskirche auf Grund 
von Vorgaben der Geschäftsstelle des Fonds Se-
xueller Missbrauch aus dem Ergänzenden Hil-
fesystem des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend gewährt hat, sind 
auf die finanzielle Unterstützung zur Milderung 
noch andauernder Folgewirkungen sexualisier-
ter Gewalt anzurechnen. 

4. Unabhängig von der finanziellen Unterstützung 
zur Milderung noch andauernder Folgewir-
kungen sexualisierter Gewalt bietet die Lan-
deskirche Personen, die sexualisierte Gewalt 

in einer kirchlichen Körperschaft der Landes-
kirche oder in einer der Landeskirche zugeord-
neten Mitgliedseinrichtung des Diakonischen 
Werks evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
e.V. erlitten haben, ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht eine Leistung in Anerkennung 
des erlittenen Leids an. Die Höhe der Leistung 
richtet sich nach den Umständen des Einzel-
falls, insbesondere nach der Art, der Dauer und 
den Folgewirkungen der erlittenen sexualisier-
ten Gewalt. 

5. Anträge auf Leistungen in Anerkennung erlit-
tenen Leids sind an die landeskirchliche Fach-
stelle Sexualisierte Gewalt zu richten. Über 
die Gewährung der Leistung und deren Höhe 
entscheidet die Unabhängige Kommission der 
evangelischen Kirchen in Niedersachsen und 
Bremen zur Prüfung von Leistungen in Aner-
kennung erlittenen Leids an Betroffene sexu-
alisierter Gewalt. Das Landeskirchenamt ist 
verpflichtet, Entscheidungen der Unabhängigen 
Kommission umzusetzen, der antragstellenden 
Person bekanntzugeben und die Leistung in 
Anerkennung erlittenen Leids auszuzahlen. 

V. Aufarbeitung

1. Die Landeskirche unterstützt Betroffene se-
xualisierter Gewalt sowie Körperschaften und 
Einrichtungen, in denen sich ein Fall sexua-
lisierter Gewalt ereignet hat, bei der individu-
ellen Aufarbeitung des Falls, wenn das Ausmaß 
des Unrechts dazu Anlass gibt. Sie zieht dabei 
nichtkirchliche Stellen hinzu und beteiligt die 
Betroffenen in der jeweils geeigneten und mit 
ihnen abgestimmten Weise. Sie übernimmt die 
notwendigen Kosten von Aufarbeitungsprozes-
sen.

2. Die Landeskirche beteiligt sich gemeinsam mit 
den anderen evangelischen Kirchen in Nie-
dersachsen und Bremen an der institutionellen 
Aufarbeitung von Ursachen, Geschichte und 
Folgen sexualisierter Gewalt in Kirche und 
Diakonie, um die systemisch bedingten Risi-
kofaktoren speziell der evangelischen Kirche 
zu analysieren und daraus Erkenntnisse für 
eine Fortentwicklung ihrer Arbeit zu gewinnen. 
Gleichzeitig will die Landeskirche dadurch Be-
troffene ermutigen, bisher nicht offengelegte 
Fälle offenzulegen. 

VI. Fachstelle Sexualisierte Gewalt 

1. Die Fachstelle Sexualisierte Gewalt steht als 
Clearingstelle den Betroffenen, deren Angehö-
rigen und Zeugen sexualisierter Gewalt zur Be-
ratung, Begleitung und Unterstützung zur Ver-
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fügung. Die Arbeit der Fachstelle wird durch 
ein multiprofessionelles Team gestaltet. 

2. Die Fachstelle hat insbesondere folgende Auf-
gaben:
 - Sie führt Beratungsgespräche mit Betrof-

fenen sexualisierter Gewalt.
 - Sie vermittelt bei Bedarf eine weitergehende 

beraterische, seelsorgliche, juristische oder 
therapeutische Begleitung durch eine ande-
re geeignete Stelle innerhalb oder außerhalb 
der Kirche. 

 -  Sie ermutigt Betroffene sexualisierter Gewalt 
zur Anzeige bei den staatlichen Strafverfol-
gungsbehörden, beim Landeskirchenamt, 
beim Diakonischen Werk oder bei den Be-
schwerdestellen für Fälle sexueller Belästi-
gung. 

 - Sie vermittelt finanzielle Unterstützungen, 
die noch andauernde Folgewirkungen der 
sexualisierten Gewalt mildern sollen (siehe 
oben unter IV. 3).

 - Sie berät Personen, die eine Leistung in 
Anerkennung erlittenen Leids (siehe oben 
IV. 4) beantragen, bei der Verfolgung ihrer 
Anliegen. Sie begleitet die betroffenen Per-
sonen bei Bedarf bei Anhörungen durch die 
Unabhängige Kommission zur Prüfung von 
Leistungen in Anerkennung des Leids an 
Betroffene sexualisierter Gewalt (siehe VII.). 

 -  Sie vermittelt Angebote zur Beratung und 
Begleitung von Täterinnen und Tätern oder 
potenziellen Täterinnen und Tätern sexuali-
sierter Gewalt.

3. Die Fachstelle nimmt für die beruflich Mitar-
beitenden aller kirchlichen Körperschaften im 
Bereich der Landeskirche die Aufgaben einer 
Beschwerdestelle nach § 13 des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes wahr. 

4. Die Fachstelle ist eine Stabsstelle des Landes-
kirchenamtes, die der Präsidentin oder dem 
Präsidenten zugeordnet ist. 

5. Die Fachstelle ist an das in der Landeskirche 
geltende Recht gebunden. Im Übrigen ist sie in 
der Ausführung ihrer Tätigkeit unabhängig und 
nicht an Weisungen des Landeskirchenamtes 
oder einer anderen kirchlichen Stelle gebun-
den.  

6. Die Mitarbeitenden der Fachstelle sind ver-
pflichtet, nach Maßgabe der für sie geltenden 
dienst- oder arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
über alle Angelegenheiten, die ihnen in Aus-
übung ihrer Tätigkeit bekannt werden, Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Ohne das Ein-
verständnis der betroffenen Personen sind sie 
nicht berechtigt, Informationen über die von 
der Fachstelle behandelten Fälle an kirchliche 
oder nichtkirchliche Stellen weiterzugeben. 

7. Die Arbeit der Fachstelle ist Teil des kirch-
lichen Auftrags zur Hilfe für Menschen in Not. 
Sie steht damit unter dem Schutz des Grund-
rechts der Religionsfreiheit und des kirchlichen 
Selbstbestimmungsrechts, wie es in Art. 140 
des Grundgesetzes in Verbindung mit Art. 137 
Abs. 3 der Weimarer Reichverfassung gewähr-
leistet ist. Die Wahrnehmung dieser kirchlichen 
Aufgabe erfordert einen geschützten Raum der 
Vertraulichkeit, in dem Betroffene sich offenba-
ren können, ohne befürchten zu müssen, dass 
das von ihnen Offenbarte gegen ihren Willen 
weitergegeben wird. Diese notwendige Vertrau-
lichkeit der Arbeit stellt ein besonderes kirch-
liches Interesse dar, das die Erteilung einer 
Aussagegenehmigung für Mitarbeitende der 
Fachstelle zur Aussage in gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Verfahren ausschließt. 

8. Die Fachstelle berät das Landeskirchenamt und 
die kirchlichen Körperschaften und Einrich-
tungen in Fragen der Prävention, Intervention 
und Aufarbeitung in Fällen sexualisierter Ge-
walt. Sie hat insbesondere folgende Aufgaben:

 Sie entwickelt Muster und Anleitungen für die 
Erstellung von Schutzkonzepten einschließlich 
der als Grundlage erforderlichen Risiko- und 
Ressourcenanalyse (siehe oben II. 1).

 Sie führt Fortbildungsveranstaltungen in den 
kirchlichen Körperschaften und Einrichtungen 
durch (siehe oben II. 2). 

 Sie berät die jeweils zuständigen Ausbildungs-
träger bei der Entwicklung von Ausbildungs-
Einheiten zum Thema sexualisierte Gewalt (si-
ehe oben II. 3). 

 Sie entwickelt Muster für Verhaltenskodices, 
Selbstverpflichtungserklärungen und Teamver-
träge, in denen die Grundsätze des Schutzes vor 
sexualisierter Gewalt zusammengefasst sind (si-
ehe oben II. 6).

 Sie arbeitet mit der unabhängigen Zentralen 
Anlaufstelle.help zusammen. 

 Sie hält in Zusammenarbeit mit anderen lan-
deskirchlichen Einrichtungen und nichtkirch-
lichen Stellen ein Team von Personen vor, 
die bei Bedarf eingesetzt werden können, um 
kirchliche Körperschaften und Einrichtungen, 
in denen sich ein Fall sexualisierter Gewalt er-
eignet hat, bei der individuellen Aufarbeitung 
des Falls zu unterstützen.

 Sie berät und unterstützt das Landeskirchen-
amt bei der Fortentwicklung dieser Grundsätze. 

 Sie arbeitet für die Landeskirche in der Konfe-
renz für Prävention, Intervention und Hilfe in 
Fällen der Verletzung der sexuellen Selbstbe-
stimmung der EKD mit.

9. Das Landeskirchenamt unterrichtet die Fach-
stelle über den Stand, den Verlauf und das Er-
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gebnis von Disziplinarverfahren, die eine Ver-
letzung der sexuellen Selbstbestimmung von 
Personen zum Gegenstand haben. 

10. Die Fachstelle erfasst die wesentlichen Um-
stände der ihr bekanntwerdenden Fälle sexu-
alisierter Gewalt und dokumentiert sie in einer 
anonymen Statistik. Sie führt keine eigenen 
Ermittlungen durch. Sie berät die von ihr be-
gleiteten Personen über die Bedeutung von 
Beweismitteln und die Möglichkeiten, diese zu 
sichern. 

11. Die Mitarbeitenden der Fachstelle sollen für 
ihre Tätigkeit Fortbildung und Supervision in 
Anspruch nehmen. 

VII. Runder Tisch Prävention, 
Intervention, Hilfe und Aufarbeitung in 

Fällen sexualisierter Gewalt

1. Der Runde Tisch Prävention, Intervention, Hil-
fe und Aufarbeitung in Fällen sexualisierter 
Gewalt dient der Vernetzung aller Stellen in der 
Landeskirche, die mit Fragen der Prävention, 
Intervention, Hilfe und Aufarbeitung in Fällen 
sexualisierter Gewalt befasst sind, und dem 
Austausch mit nichtkirchlichen Stellen.

2. Der Runde Tisch berät das Landeskirchenamt 
und die Fachstelle Sexualisierte Gewalt bei der 
Fortentwicklung dieser Grundsätze. Er kann 
Anregungen zur Fortentwicklung der Grundsät-
ze und der Arbeit im Rahmen der Prävention, 
Intervention, Hilfe und Aufarbeitung in Fällen 
sexualisierter Gewalt geben. 

3. Die Geschäftsführung des Runden Tisches ob-
liegt der Fachstelle Sexualisierte Gewalt. 

IV. Stellenausschreibungen

Hinweis:
Nach der Neufassung von § 8 des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes (PfStBG; vgl. Seite 158 im Kirchl. Amts-
bl. Nr. 6/2010) werden Pfarrstellen seit Januar 2011 rechtsverbindlich nur noch im Internet unter

www.freie-pfarrstellen.de 

ausgeschrieben. Die ausgeschriebenen Stellen erscheinen dort zum 1. jeden Monats. 
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